
Kanonen statt Butter:
Wer zahlt die Zeche?

„Whatever it takes - Koste es, was es wolle“ lautet die Losung von Merz
und Klingbeil für die Aufrüstung der Bundesrepublik zur europäischen
Führungsmacht. Undweil Kanonen undButter zugleich unmöglich sind,
geht es an die Butter, also an alles, was unter „Sozialstaat“ fällt.

Es waren vor allem die DGB-Gewerkschaften und vielfältige Sozialbe-
wegungen, die in Jahrzehnten mühsam soziale Rechte und Standards



erkämpften. Heute gilt das nur noch als teurer Klimbim und oberhalb
einer „Basisabsicherung“ (Merz) steht alles in Frage.

Dabei halten sich alle an die feste Regel, das brutale Sparen und das
hemmungslose Verprassen niemals im Zusammenhang zu sehen. Nur
einsame Rufer fragen, wie man gleichzeitig 500 Milliarden Schulden für
lebensgefährlichen Schrott aufnehmen, aber denen, die keinen Pfennig
übrig haben, noch in die Tasche langen kann.

Kriegsminister leiden keinen Hunger

Arbeitslose und Pendler,
Beschäftigte und Rentner,
Schüler und Kranke – alle
sollen zahlen, außer Aktio-
nären und Spitzenverdie-
nern.

Im Sumpf des verfallen-
den Gemeinwesens blüht
die AfD. Dabei verlangt die
Rechtsaußenpartei genau-
so wie auch CDU, SPD,
Grüne nach Aufrüstung
und Steuergeschenken für
die Reichen.

Rechts geht’s bergab – auch mit der SPD

Bis zur Selbstaufgabe liefert die SPD im Berliner Koalitionstheater der
CDU-Rechtsregierung noch die Mehrheit. Wenn sie dann ganz unver-
käuflich geworden ist, steht die AfD bereit, das nächste Kapitel zu schrei-
ben, vielleicht mit Leuten wie Spahn, Willsch oder Klöckner.

Erst dann wird wohl mancher heutige Wähler der AfD in deren Pro-
gramm schauen und dort nur alte FDP-Wirtschaftliebe und bekannten
Ampel-/CDU-Aufrüstungseifer vorfinden, drapiert mit etwas brutalerer
Anti-Migrations-Rhetorik. Auch 1933 hatten nur die sogenannten Eli-
ten in Staat, Wirtschaft und Militär gelesen und verstanden, was Hitler
wollte, als sie ihn auf den Reichskanzlersessel setzten.



Am 8. Mai 2026 streiken erneut Schülerinnen und Schüler gegen die
Wehrpflicht. Zum dritten Mal – nach den Aktionen im Dezember und
im März mit zig-tausenden Streikenden – machen sie deutlich:

Es ist die Klasse der Reichen, die bei ihrer Jagd nach
Profit den Krieg braucht. Sie kürzen an Rente und Bür-
gergeld, schließen Krankenhäuser und lassen die Schu-
len verfallen. Sie führen die Wehrpflicht wieder ein. Es
geht um Rohstoffe, Handelsrouten, Absatzmärkte, im-
mer geht es um Profit. Und wir sollen dafür zahlen: Mit
schlechten Löhnen, kaputten Schulen, unserem Leben.
Aber wer kann den Frieden erkämpfen, wenn nicht die,
die im Krieg sterben sollen?



Diane Kaplan und Meera Eilabouni singen in Limburg

Wer sind Diane Kaplan und Mee-
ra Eilabouni? Diane ist Jüdin
und Tochter von Holocaust-Über-
lebenden. Meera ist Palästinense-
rin aus Israel. Meera lebt derzeit
in Berlin, Diane in Israel. Beide
Frauen marschieren seit 2016 mit
„Women Wage Peace“ und gel-
ten als Ikonen für den Frieden
in Palästina und Israel. Die Or-
ganisationen „Women Wage Pe-
ace“ und „Women of the Sun“ er-
hielten 2024 den Günter Wallraff-
Preis für den jahrelangen Einsatz
in der Friedensarbeit. Meera Eilabouni nahm den Preis gemeinsam mit
der Sängerin Yael Deckelbaum stellvertretend für die beiden Organisa-
tionen entgegen.

Machen Sie mit im
Bündnis gegen rechts!
Mischen Sie sich ein, über-
zeugen Sie Zauderer – in
sozialen Netzwerken, auf
der Leserbriefseite Ihrer
Tageszeitung, zuhause und
auf der Straße. Zeigen
Sie Courage – gerne auch
zusammen mit uns, dem
Bündnis Courage gegen
rechts Diez/Limburg

www.buendnis-courage.de

Schreiben Sie uns!

Zu guter Letzt . . .
. . . hat der SPD-Fraktionschef eine Lo-
ckerung der Schuldenbremse auch für die
Behebung der offenkundigsten Schäden
am „Sozialstaat“ ins Spiel gebracht. Das
könnte ihm ja zur Ehre gereichen – aber
der Sturm der Entrüstung, der ihm ent-
gegenschlägt, und die etablierte Rolle der
Klingbeil, Bas und Pistorius in der CDU-
Regierung wird das zu einem vergeblichen
Zwischenruf machen. Wenn es nicht von
vornherein als Ablenkungsmanöver ange-
legt war: Wir Sozialdemokraten würden ja
gerne, aber wir können nicht, denn wir
müssen leider mitregieren.


